
Inhaltteile finden ihre Rechtfertigung in den damit verbunde­
nen objektiven Gegebenheiten.
Unter Würdigung dieser Umstände in ihren Beziehun­
gen zueinander liegt der Betriebswechsel des Klägers 
im gesellschaftlichen Interesse. Ihm durfte daher der 
Anspruch auf anteilige Jahresendprämie nicht verwei­
gert werden. In diesem Sinne hat sich auch die Vertre­
terin der Gewerkschaft geäußert, die am Kassations­
verfahren in Wahrnehmung der Rechte aus §§ 153 GBA 
und 3 Abs. 3 AGO teilnahm.

A n m e r k u n g :
Zu Problemen der Rechtsprechung über den Anspruch 
auf Jahresendprämie vgl. auch den Beitrag von Ch. 
K a i s  e r  in diesem Heft. — D. Red.

Wichtige Neuerscheinung

3. Internationale Familienreditskonferenz (21. bis 24. Oktober 
1969 in Jena), Wissenschaftliche Zeitschrift der Friedrich- 
Schiller-Universität Jena, Gesellschafts- und Sprachwissen­
schaftliche Reihe, 19. Jahrg. (1970), Heft 6

Die Materialien der 3. Internationalen Famrlienrechtskonfe- 
renz, über die in NJ 1969, S. 769 ff. berichtet wurde, liegen 
nun vollständig, wenn auch in gekürzter Fassung vor: 30 Re­
ferate und Diskussionsbeiträge von Familienrechtswissen­
schaftlern und -praktikem aus acht europäischen sozialisti­
schen Ländern.
Die Beiträge sind thematisch folgendermaßen gegliedert: 
allgemeine Probleme des sozialistischen Famflienrechts und 
soziologische Untersuchungsergebnisse, Probleme der Eigen­
tums- und Vermögensbeziehungen einschließlich des Ver­
tretungsrechts der Ehegatten sowie spezielle Fragen des 
Scheidungs- und Kindschaftsrechts.
Die Konferenz wandte sich besonders theoretischen Fragen 
des sozialistischen Familienrechts und Problemen der Ef­
fektivität einzelner familienrechtlicher Institute zu. Es wurde 
allgemein die Notwendigkeit der Intensivierung und brei­
teren Nutzung spezieller familiensoziologischer Forschungen 
als unerläßliche Voraussetzung für eine immer vollkom­
menere Gestaltung und Verwirklichung des sozialistischen 
Familienrechts hervorgehoben. Ausführlich wurden die Rea­
lisierung der Gleichberechtigung von Mann und Frau so­
wie die Möglichkeiten der Entwicklung und Festigung har­
monischer Ehe- und Familienbeziehungen in der sozialisti­
schen Gesellschaft erörtert.
Unter dem Aspekt der Rechtsvergleichung sind vor allem 
die Darlegungen über die vermögensrechtlichen Beziehun­
gen der Ehegatten nach sowjetischem, bulgarischem, polni­
schem, rumänischem und ungarischem Recht, über das ru­
mänische Ehescheidungsrecht sowie über die Rechtsstellung 
der Kinder in Ungarn von Interesse.

(Das Heft, das 162 Seiten umfaßt und 5M kostet, kann über 
den Buchhandel oder direkt von der Redaktion der „Wis­
senschaftlichen Zeitschrift der Friedrich-Schiller-Universität 
Jena“ bezogen werden.)

Berichtigungen
1. Im OG-Urteü vom 11. November 1ST0 - 5 Ust *1/70 - (NJ 1971 
S. 146) muß es auf S. 149, Unke Spalte, 3. Absatz, letzte Zeile 
anstelle von „psychopathologlsch“ richtig' „psychopathisch“ 
heißen.
2. In dem in NJ 1971 S. 179 f. veröffentlichten Beitrag von 
Jordan/Janke muß auf S. 170, rechte Spalte, der letzte Satz des 
2. Absatzes richtig heißen:
„Das Gericht ist deshalb auch nicht befugt, bei der Eigentums­
und Vermögensteilung über die aus der Bestellung herzulei­
tende Anwartschaft auf Abschluß eines Kaufvertrages zu be­
finden.“ ".
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